
Anonymisiertes und entpersonifiziertes Schreiben vom 20. Juni 2011 an Axel Troost, Finanzpolitischer

Sprecher der Bundestagsfraktion DIE LINKE.

Lieber Axel,

Ich habe ein paar Fragen:

Deutsche privat Banken (Deutsche Bank) und Versicherungen (Allianz) halten nur noch kleine

Positionen an griechischen Anleihen.

Wer hat die Anleihen gekauft?

Das Sparpaket für Griechenland bedeutet gleichzeitig den Ausverkauf von griechischem Eigentum

(das Eigentum jeder einzelnen Griechin).

Wäre es nicht besser für Griechenland, um seine Souveränität zu behalten, ganz bewusst in die

Insolvenz zu gehen?

In so einem Fall könnte die `Internationale Linke´ Griechenland Hilfe und Unterstützung anbieten,

um ein neues griechisches System zu entwickeln, dass Wege baut, die es ermöglichen eine

emanzipatorische, gleichberechtigte und solidarische Gesellschaft zu entwickeln. Dass die

internationale Linke über Kompetenzen, sprich Personen, verfügt die das können, bin ich mir sicher.

Ich glaube es steht der `Linken´ gut an sich auf die Menschen in Griechenland zu konzentrieren und

nicht auf irgendwelche Kapital-Interessen.

Ich würde mich sehr freuen von dir zu hören und vielen Dank.

Mit vielen Grüßen,

xxx
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Lieber <anonymisiert>

wir haben häufiger versucht, genaue Zahlen über die Gläubigerstruktur
griechischer Anleihen zu erhalten. Dazu haben wir nie Antworten
erhalten, zumal es keine Register über die Halter von Staatsanleihen und
anderen Wertpapieren gibt. Seit kurzem wissen wir etwas besser Bescheid:
Ende 2010 haben deutsche Banken 34 Mrd. € an Forderungen gegenüber
Griechenland gehalten, davon 22,7 Mrd. € gegenüber dem Griechischen
Staat (BIZ). Die großen deutschen Versicherungsgruppen hatten Ende März
griechische Staatsanleihen in Höhe von 2,8 Mrd. € (Bafin).

Wenn man den Aussagen von Reuters trauen kann, liegt der Großteil der
von Banken gehaltenen griechischen Anleihen bei Bad Banks oder
Landesbanken (siehe Anlage). Ich nehme an, dass die Deutsche Bank vor allem über die
Postbank involviert ist. Die EZB soll inzwischen schon um die 50 Mrd. €
an griechischen Staatsanleihen halten. Nach und nach wächst auch der von
EU und IWF gehaltene Anteil, da diese momentan die Refinanzierung
Griechenlands praktisch allein übernehmen. Somit wäre eine
Gläubigerbeteiligung für die Steuerzahler schonmal nicht der große Wurf.

Das als Vorbemerkung. Deine Frage ging in die Richtung, in welcher Form
private Gläubiger ihr Engagement zurückgefahren und ihre Risiken aus den
Griechenlandpapieren an die öffentliche Hand losgeworden sind. In diesem
Zug muss man natürlich auch überlegen, ob das Warten mit einer
Umschuldung nicht alles noch viel schlimmer macht.

Die EZB hat die Staatsanleihen am Sekundärmarkt aufgekauft (d.h. von
anderen Gläubigern übernommen). Da selbst die 50 Mrd. € unbestätigt
sind, gibt es wohl noch weniger offizielle Zahlen darüber, wem die EZB
die Papiere abgenommen hat. Wegen der befürchteten Insolvenz bzw.
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Umschuldung, haben die Verkäufer damit mit Sicherheit Abschläge
hinnehmen müssen, wie hoch die sind ist unbekannt.

Deutsche Institute haben im letzten Jahr Anfang Mai eine
Selbstverpflichtung abgegeben, wonach sie ihr Anleiheengagement für
Griechenland aufrecht erhalten würden. In der FTD stand nun vor kurzem,
dass sie ihr Engagement dennoch seitdem um ein Drittel reduziert haben
sollen. Mein Kollege Michael Schlecht hat daraufhin eine Anfrage an die
Bundesregierung gestellt (siehe Anlage). Nach deren Antwort soll das
über 2013 hinausreichende Engagement von Mai 2010 bis Mai 2011 von 26
Mrd. € auf 21 Mrd. € zurückgegangen sein. Das Engagement in Anleihen, die
vorher ausliefen, ging von 8 Mrd. € auf 5,4 Mrd. € zurück.

Der Rückgang solle aber auch damit zu erklären sein, dass sich Institute
in der Restrukturierung befänden und ihre Aktiva deswegen abbauen
müssen. Gemeint ist damit vermutlich, dass die Bad Banks der HRE und
WestLB ihre Papiere einfach nur loswerden bzw. auslaufen lassen
müssen. Das ist nicht unplausibel.

Wenn man auch bedenkt, dass Staatsanleihen nie die Zockerpapiere waren,
denke ich nicht, dass die Deutsche Bank oder Commerzbank in großem Stil
von den Ankaufprogrammen profitiert haben, zumindest nicht im Vergleich
mit anderen Beteiligten. Allianz und Münchener Rück scheinen tatsächlich
ihr Engagement deutlich abgebaut zu haben. Ein Vorwurf in diesem
Zusammenhang ist, dass vor allem französische Banken ihre
Griechenlandpapiere an die EZB weiterverkauft haben. Das scheint
tatsächlich der Fall zu sein. Ich denke, dass aber eine erhöhte
Bankenabgabe oder die Finanztransaktionssteuer eine bessere Idee sind
als eine Gläubigerbeteiligung.

Zur zweiten Frage:
Ich habe bisher nichts davon gehalten, Griechenland in die Insolvenz
gehen zu lassen. Das würde zum einen einen derben Rückschlag für ein
solidarisches Europa bedeuten, zum anderen wäre dann sofort die Gefahr,
dass Irland, Portugal und andere Krisenstaaten daraufhin an Bonität
verlieren würden und die Krise dadurch verschärft und vermutlich teurer
würde. Deswegen fordern wir u.a. auch Eurobonds und andere Maßnahmen.

Gläubigerbeteiligung in Form eines fairen und transparenten
Schiedsverfahrens macht erst nach der Einführung von Eurobonds oder
einer "Bank für öffentliche Anleihen" wirklich Sinn. Die Fraktion hat
dazu ein lesenswertes Forderungspapier "Wege aus der Krise"
verabschiedet, dem monatelange Arbeit und kontroverse Debatten
vorausgegangen sind. Das halte ich auch für eine weitaus bessere
Ausgangsposition für eine "Internationale Linke" als eine griechische
Insolvenz.

Realpolitisch betrachtet stelle ich natürlich fest, dass die griechische
Bevölkerung ein brutales Sparprogramm erleidet und der Ausverkauf
griechischen Staatsbesitzes vorangetrieben wird. Trotz der ganzen
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Maßnahmen sieht die Haushaltslage immer noch schlecht aus, insbesondere
weil die Rezession durch die Austeritätspolitik vertieft wurde. Das
schlimmste für die Griechen wäre, wenn dem Land einen Ausverkauf
durchleidet und am Ende doch nur der Gang in die Insolvenz bleibt. Dann
hätte Griechenland gleich besser in die Insolvenz gehen können. Wenn man
sich die Politik der Bundesregierung und die neue Forderung des EP nach
einer Verschärfung des Stabilitäts- und Wachstumspakt anschaut, würde
ich dieses Szenario nicht ausschließen.

Ich halte die Arbeit an einer neuen Ausrichtung Europas inklusive
makroökonomischer Koordinierung aber trotzdem für eine für alle Seiten
bessere Lösung als den Weg über eine Insolvenz. Dazu auch ein Papier von
mir zu einer "Ausgleichsunion".

Herzliche Grüße

- Dr. Axel Troost –

Anlage:








